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(Nr. 8361.) Geſetz, betreffend die Betheiligung des Staates an dem Unternehmen einer von Neu⸗ 
münſter über Heide nach Tönning führenden Eiſenbahn. Vom 23. Juni 1875. 


b | Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König. von Preußen ac. 


verordnen, mit Zustimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 


Der Staat betheiligt 1 einem Aktienkapital von 468,900 Mark an 
dem Unternehmen einer von Neumünſter über Heide nach Tönning führenden 
Eiſenbahn. ae e TTERD 


5 Der hierzu erforderliche Geldbetrag wird durch Ausgabe eines entſprechenden 

= Betrages von Schuldverſchreibungen aufgebracht. 8 

5 Die Ausgabe erfolgt nach den von dem Finanzminiſter zu treffenden Be⸗ 

ſtimmungen. | ——— 5 

4 Wegen der Verwaltung und Tilgung der Anleihe, wegen Annahme der⸗ 
ſelben als pupillen⸗ und ee Sicherheit und wegen Verjährung der 
5 en kommen die Vorschriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869. (Gefet: 

amml. von 1869. S. 1197.) zur Anwendung. 


$. 3. 
Zur Umſchreibung des Aktienkapitals des Staates von 468,900 Mark auf 
den Inhaber, zur Veräußerung der Aktien, ſowie zur Ausübung des Stimm⸗ 
rechts bei Anträgen auf Ausdehnung des Unternehmens über den im F. 1. an⸗ 
Jahrgang 1875. (Nr. 8361-8362) 4 ge⸗ 


Ausgegeben zu Berlin ben 31, Juli 1875, 


ae 


een Zweck hinaus, a nes des Gnudlapitals der Gefelichaft g 
und Kontrahirung von Anleihen für dieſelbe, auf Fuſion der Geſellſchaft mit 
einer anderen, auf Uebernahme des Betriebes auf anderen Eiſenbahnen, auf 
Auflöſung der Selina oder Veräußerung der Bahn ift die Genehmigung 
beider Käufer des Landtages erforderlich. Alle dieſer Vorſchrift entgegen ein⸗ 
ſeitig getroffenen Verfügungen ſind rechtsungültig. 

F. 4. 

Die Ausführung dieſes Geſetzes wird, ſoweit ſolche nach den Beſtimmun 5 
des F. 2. nicht durch den Finanzminiſter erfolgt, dem Miniſter für Handel, 
werbe und öffentliche Arbeiten übertragen. 

Urkundlich unter Unſerer Hege eandige Matsrſchoz und e 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 23. Juni 1875. 


(J. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
f Falk. Achenbach. Friedenthal. f 


(Jr. 8302.) Geſetz, betreffend die Vereinigung der Landgemeinden Hohlwege⸗ nebſt Brede⸗ 
berg-Fiſcherhof und Duburg mit der N eher Vom 
27. Juni 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ı. 
19100 mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Dt Morarchie, was 
olgt 

F. 1. 


Die bei Flensburg belegenen Landgemeinden Sohlwege⸗ nebſt Bredeberg, 
Fiſcherhof und Duburg werden unter den in der Anlage bezeichneten Bedingungen 
mit der Stadtgemeinde Flensburg vereinigt. 

§. 2. 

Der Miniſter des Innern und der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts 
ae Medizinal- Angelegenheiten find mit der Ausführung dieſes Geſetzes be⸗ 
auftragt. 

Urkundlich unter Unſerer; Söchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 27. Juni 1875. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu e e eee 
Falk. v. Kameke. | 1 


END e Bedingungen 
) 


5 Vereinigung der bei Flensburg belegenen Landgemeinden Sohlwege— 
nebſt Bredeberg⸗Fiſcherhof und Duburg mit der Stadtgemeinde Flensburg. 


1 RN $. 1. | 
Die Gemeinden Hohlwege⸗ nebft Bredeberg⸗Fiſcherhof und Duburg 
ſcheiden, vorbehaltlich der Beſtinmung im F. 10., aus ihrer bisherigen Ver⸗ 
bindung mit den benachbarten Landdiſtrikten. 


2 


Die ſtädtiſche Verfaſſung tritt für die gedachten Gemeinden in Wirkſamkeit. 
Die Grundbeſitzer und Einwohner derſelben übernehmen daher, inſoweit nicht 
beſondere Ausnahmen in den folgenden Beſtimmungen geſtattet werden, diejenigen 
kommunalen Verpflichtungen, welche den Grundbeſitzern und Einwohnern der 
Stadt Flensburg nach den beſtehenden Geſetzen und ſtatutariſchen Beſtimmungen 
obliegen, und erwerben durch die Vereinigung ſämmtliche, nicht von beſonderen 
Rechtstiteln abhängige kommunale Rechte und Vortheile, welche den Grund⸗ 
beſitzern und Einwohnern der Stadt verfaſſungsmäßig zustehen. 


nee e eee sd. irn u 

Die beſtehenden Verbindungswege zwiſchen der bisherigen Gemeinde Fiſcher⸗ 
hof und der Stadt Flensburg ſind binnen längſtens zwei Jahren auf Koſten 
der Stadtkaſſe in einen für die Verkehrsverhältniſſe genügenden Zuſtand zu ſetzen. 


8 a $. 4. 

5 Den Grund- und Hausbeſitzern in der bisherigen Gemeinde Duburg wird 
wahrend eines Zeitraums von zwanzig Jahren eine Gemeindeſteuer⸗Ermäßigung 
dahin zu Theil, daß fie nur 90 Prozent desjenigen Betrages der ſtädtiſchen 
Steuern zu zahlen haben, welcher nach allgemeinen Regeln auf ſie fallen würde. 
5 Dieſe Ermäßigung bezieht ſich jedoch nicht auf die Beſitzer von Gebäuden, 
welche in dem bisherigen Gemeindebezirke Duburg erſt nach der Vereinigung 
deſſelben mit dem Stadtgebiete errichtet werden. IR 


$. 5. 

Das Gemeindevermögen der vereinigten Gemeinden Flensburg, Hohl⸗ 
wege⸗ nebſt Bredeberg⸗Fiſcherhof und Duburg, mit Einſchluß der vorhandenen 
Kaſſenvorräthe, bildet hinfort eine Einheit, ohne daß hinſichtlich der auf die er⸗ 
weiterte Stadtgemeinde Flensburg übergehenden Aktiva und Paſſiva der einzelnen 
vorgedachten Gemeinden unter denſelben eine Abrechnung ſtattſindet. 

Gr. 83620 74* $. 6. 


a i 8. 6. 5 e 7 8 

Der vereinigte Stadtbezirk Flensburg bildet hinfort Eine Schulkommune, 
deren Laſten aus der Stadtkaſſe zu beſtreiten find. 1 5 
Demnach gehen auch die Schulhäuſer mit Zubehör und die ſonſtigen Ver⸗ 


mögensobjekte der Schulkommunen Hohlwege und Duburg, nebſt den etwa vor⸗ 
handenen Schulden und ſonſtigen Verpflichtungen derſelben auf die Stadt über. 


9.27; 

Die — in Folge des Ausſcheidens der Gemeinde Hohlwege nebſt Brede⸗ 
berg aus dem Geſammt⸗Armenverbande Adelbye (F. 1.) und des Anſchluſſes 
dieſer Gemeinde an den Stadtbezirk Flensburg — nothwendig werdende Aus⸗ 
einanderſetzung zwiſchen dem gedachten Armenverbande und der Stadtgemeinde 
Flensburg hat nach den Grundſätzen der §§. 16. bis 18. des Geſetzes vom 
3. März 1871., betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unter⸗ 
ſtützungswohnſitz (GeſetzSamml. S. 130.), zu geſchehen, und zwar unter Mit⸗ 
wirkung der nach §. 18. leg. eit. für den Kreis Flensburg gebildeten Kom⸗ 
miſſion. ö 

F. 8. 


Die Bewohner der erweiterten Stadtgemeinde haben gleiche Theilnahme⸗ 
rechte an den in dem bisherigen Stadtgebiete und in den damit vereinigten Ge⸗ 
meinden beſtehenden Armen⸗ und Krankenanſtalten, ſoweit die Theilnahme nicht 
ſtiftungsgemäß an beſondere Vorausſetzungen und Bedingungen geknüpft iſt. 


NR 
Durch die Einverleibung in den Stadtbezirk tritt für die Gebäudebeſitzer 
in der Ortſchaft Bredeberg eine Verpflichtung zur Verſicherung ihrer Gebäude 
in der provinzialſtändiſchen Brandverſicherungsanſtalt nicht ein. 


§. 10. 5 1% 


In den kirchlichen Verhältniſſen des der Stadtgemeinde Flensburg ein- 
verleibten Gebiets wird durch vorſtehende Beſtimmungen nichts geändert. 


(Ar. 8363.) 


RN (Nr. 8368.) Geſet, betreffend die Abänderung der in den Hohenzollernſchen Landen zur Er⸗ 
bebung kommenden Abgabe von Hunden. Vom 27. Juni 1875. 


e | | 
A Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 5 s 
215 a 


An Stelle der gemäß $$. 1. und 4. des Geſetzes vom 19. Januar 1843. 
(Sigmaringer Geſetz⸗Samml. Bd. VI. S. 268.) im Fürſtenthume Sigmaringen 
und gemäß F. 1. II. des Geſetzes vom 22. Februar 1867. (Preußiſche Geſetz⸗ 
Samml. 1867. S. 269.) ſeit dem 1. Januar 1870. auch in dem Fürſtenthume 
Hechingen mit einem jährlichen Betrage von 3 Fl. und mit einem halbjährlichen 
Betrage von 1 Fl. 30 Kr. zur Erhebung kommenden Abgabe von den Hunden 


tritt vom 1. Januar 1876. ab eine ſolche Abgabe mit einem jährlichen Betrage 15 


von 8 Mark und mit einem halbjährlichen Betrage von 4 Mark. 


$. 2. 
„Die Abgabe von den Hunden fließt zu % des Betrages für jeden Hund 
in die Landeskaſſe und zu % in die Gemeindekaſſe. 
| . Sa | 
An Stelle der im F. 6. des Geſetzes vom 19. Januar 1843. angedrohten 


a Strafe von 3 bis 10 Fl. tritt von dem angegebenen Zeitpunkte ab eine ſolche 
von 5 bis 15 Mark, welche zur Armenkaſſe des betreffenden Ortes fließt. 


1 $. 4. 1 9 
3 Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Anordnungen hat der 
2 armer zu erlaſſen. b i 


Urkundlich e Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. | 


1 Gegeben Bad Ems, den 27. Juni 1875. 
1 (L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
5 Falk. v. Kameke. 


e, 8363-8364) | (Nr. 8864.) 
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(Nr. 8364.) Geſetz, betreffend die Geſchäftsfähigkeit Minderjähriger und die Aufhebung der 
1 HER Wiedereinſetzung in den vorigen Stand wegen Minderjährigkeit. Vom 
12. Juli 1875. . 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 
verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für den ganzen Umfang derſelben, was folgt: 


Er 


Minderjährige, welche das ſiebente Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
ſind zur Vornahme von Rechtsgeſchäften nicht fähig. 


b $. 2. 

Minderjährige, welche das ſiebente Lebensjahr vollendet haben, ſind ohne 
Genehmigung des Vaters, Vormundes oder Pflegers nicht fähig, durch Rechts⸗ 
geſchäfte Verbindlichkeiten zu übernehmen oder Rechte aufzugeben, jedoch fähig, 
durch Rechtsgeſchäfte, bei welchen von ihnen keine Gegenleiſtung übernommen 
wird, Rechte zu erwerben oder von Verbindlichkeiten ſich zu befreien. 


Ss 


Die wegen fehlender Genehmigung unwirkſamen Geſchäfte werden wirkſam, 
wenn der Minderjährige nach erlangter Selbſtſtändigkeit ſie anerkennt. Durch 
Zeitablauf werden ſie nicht wirkſam. 8 


H. 4. 


Derjenige, mit welchem der Minderjährige ein wegen fehlender Genehmigun 
unwirkſames Rechtsgeſchäft abgeſchloſſen hat, iſt an daſſelbe gebunden; er wir 
jedoch von ſeiner Verbindlichkeit frei, wenn der Vater, Vormund oder Pfleger 
die Genehmigung zu dem abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäft verweigert. 

Der Verweigerung ſteht es gleich, wenn auf ergangene Aufforderung der 
Vater, Vormund oder Pfleger oder der Minderjährige nach erlangter Selbſt⸗ 
e die Genehmigung innerhalb einer Friſt von zwei Wochen nicht 
ertheilt. 

H. 5. 


Hat der Vater oder unter Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts der 
Vormund den ſelbſtſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäftes dem Minderjährigen 
geſtattet, fo iſt Letzterer zur ſelbſtſtändigen Vornahme derjenigen Rechtsgeſchäfte 
fähig, welche der Betrieb des Erwerbsgeſchäfts mit ſich bringt. 

Zu einzelnen innerhalb dieſes Betriebs vorkommenden Rechtsgeſchäften 
bedarf der Minderjährige der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts in gleicher 
Weiſe, wie nach den beſtehenden Vorſchriften der Vater oder Vormund dieſer 
Genehmigung bedürfen würde. a . 8˙6 


Hat der Vater oder Vormund feine Genehmigung ertheilt, daß der Minder- 
jährige in Dienſt oder Arbeit trete, fo iſt Letzterer ſelbſtſtändig zur Eingehung 
un Auflöſung von Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältniſſen der genehmigten Art 

befugt. f 25 

Dem Vater oder Vormund ſteht es frei, eine ſolche Genehmigung zurück⸗ 
meiden oder einzuſchränken, ſoweit dadurch Rechte Dritter nicht beeinträchtigt 
werden. N 


i F. 7. 
Hat ſich ein Minderjähriger fälſchlich für geſchäftsfähig ausgegeben und 


leitet, fo kann letzterer den Erſatz des hierdurch ihm zugefügten Schadens aus 


dem Vermögen des Minderjährigen verlangen. 


f 28. 8. 
Die Fähigkeit der Minderjährigen zur Eingehung einer Ehe oder eines 


berührt. 
89. 
Die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand wegen Minderjährigkeit findet 
gegen die nach Erlaß dieſes Geſetzes vorgenommenen Rechtsgeſchäfte nicht ſtatt. 
Dies gilt auch von den Rechtsgeſchäften der den Minderjährigen gleich⸗ 
geſtellten Perſonen. 


33 


9 $. 10. 
. Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1876. in Kraft. 
2 Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
. Gegeben Schloß Mainau, den 12. Juli 1875. 
1 (L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 


5 Gr. 8361.) 5 i . Be⸗ 


einen Andern ohne deſſen Verſchulden zur Vornahme eines en ver⸗ 


Verlöbniſſes, ſowie zu letztwilligen Anordnungen wird von dieſem Geſetze nicht 


EEE ͤ EN INTE 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872. (Geſetz-Samml. S. 357.) 
ſind bekannt gemacht: 8 N 
1) der Allerhöchſte Erlaß vom 3. April 1875., betreffend die Genehmigung 
mehrerer Aenderungen des Statuts der Deutſchen Hypothekenbank (Aktien⸗ 
Nahen zu Berlin vom 13. Februar 1875., durch das Amtsblatt der 
tönigl. Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 27. S. 210. 
bis 214., ausgegeben den 2. Juli 1875. 45 05 
2) die Allerhöchſte eee vom 26. April 1875. und der 
durch dieſelbe genehmigte Mach ea zu dem Statute der Bergiſch⸗Mär⸗ 
kiſchen Eiſenbahngeſellſchaft und dem Betriebs⸗Ueberlaſſungs⸗Vertrage 
vom 23. Auguſt 1850. durch die Amtsblätter 
der Königl. Regierung zu Aachen Nr. 26. S. 167. bis 169., aus⸗ 
gegeben den 24. Juni 1875., 
der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 30. S. 304. bis 306., 
ausgegeben den 3. Juli 1875., | 
der Königl. Regierung zu Cöln Nr. 26. S. 183. bis 185., ausge⸗ 
geben den 30. Juni 1875., 
der Königl. Regierung zu Münſter Nr. 26. S. 141. bis 143., aus⸗ 
b gegeben den 26. Juni 1875., | 
der Königl. Regierung zu Arnsberg Nr. 26. S. 237. bis 240., 
ausgegeben den 26. Juni 1875. 
der Königl. Regierung zu Kaſſel Nr. 26. S. 173. bis 175,, aus⸗ 
gegeben den 23. Juni 1875, g a 
für A5 Nr. 26. S. 249. bis 251., ausgegeben den 18. Juni 
1875. i 


3) der durch den Allerhöchſten Erlaß vom 28. April 1875. genehmigte Nach⸗ 
trag zu dem Revidirten Statut der Cölniſchen Privatbank vom 27. No⸗ 
vember 1865. durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Cöln 
Nr. 25. S. 179/180., ausgegeben den 23. Juni 1875. f 


4) das am 1. Mai 1875. Allerhöchſt vollzogene Statut für die Wieſen⸗ 
in zu Scheiden im Kreiſe Merzig durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Trier Nr. 24. S. 146. bis 148., ausgegeben den 
17. Juni 1875. f 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


